Formulierungsvorschläge Heft 2/2012
Jahresrückblick Steuerrecht
S. 51
Rückgewährklausel im Gesellschaftsvertrag:

(1) Abgesehen von Leistungen, die aufgrund eines ordnungsgemäßen Gewinnverwendungsbeschlusses erfolgen, ist es der Gesellschaft untersagt, einem Gesellschafter oder einer einem Gesellschafter nahestehenden natürlichen oder juristischen Person durch Rechtsgeschäft oder in sonstiger Weise Vorteile irgendwelcher Art zu gewähren, die unabhängigen Dritten unter gleichen oder ähnlichen Umständen von einem ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsführer nicht gewährt würden oder die steuerlich als verdeckte Gewinnausschüttung anzusehen wären oder gegen das Auszahlungsverbot des § 30 GmbHG verstoßen. 

(2) Im Falle der Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen des Abs. 1 entsteht der Gesellschaft bereits zum Zeitpunkt der Vorteilsgewährung gegenüber dem Begünstigten ein Anspruch auf Erstattung des Vorteils oder – nach Wahl der Gesellschaft – Ersatz seines Wertes in Geld. Der Anspruch der Gesellschaft ist für die Zeit zwischen der Gewährung des Vorteils und der Erstattung oder Erbringung der Ersatzleistung mit 8%-Punkten über dem Basiszinssatz zu verzinsen. 

(3) Als Begünstigter i. S. v. Abs. 2 gilt derjenige, dem der Vorteil steuerlich zuzurechnen ist, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob dieser letztlich einem Dritten zugute gekommen ist. Falls und soweit aus rechtlichen Gründen gegen den Begünstigten kein Anspruch gegeben ist, richtet sich die Forderung gegen den Gesellschafter, dem der Begünstigte nahesteht.
S. 57

Klausel zur Anpassung von Versorgungsleistungen im Übergabevertrag:

Die Anpassung der Versorgungsleistungen kann von jeder Vertragsseite mit Wirkung für die Zukunft verlangt werden. Die Parteien sind in einem solchen Fall verpflichtet, die geänderte Höhe des Zahlbetrags und die für die Anpassung der Versorgungsleistungen maßgeblichen Gründe unverzüglich in einer schriftlichen Nachtragsvereinbarung festzuhalten. Zahlungen in geänderter Höhe werden erst von dem Monat an geschuldet, in dem die Nachtragsvereinbarung von beiden Vertragsparteien unterzeichnet ist.
S. 61
Vollmacht neben Testamentsvollstreckung: 

Die erteilte Vollmacht gilt über den Tod hinaus, wobei der Bevollmächtigte bis zu einem etwaigen Widerruf der Vollmacht zu allen Rechtshandlungen berechtigt bleibt, auch wenn zugleich ein Testamentsvollstrecker bestellt ist. 

